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Umsonst und freiwillig?
Die Neuverhandlung des Sozialen 
und die Informalisierung von Arbeit

Eine existenzsichernde und durch rechtliche Regulierung geschützte Erwerbsarbeit 
einerseits – freiwilliges Engagement aus uneigennützigen Motiven und ohne Entgelt 
andererseits : Eine so schematische Gegenüberstellung wird der sozialpolitischen 
Realität gegenwärtiger Wohlfahrtsstaaten bei Weitem nicht mehr gerecht. Faktisch 
sind Übergangszonen entstanden, wo bürgerschaftliches Engagement in den 
Erwerbsbereich hineindiffundiert, während zugleich herkömmliche Erwerbsarbeit oft 
zunehmend prekär wird. Dieser Trend ist nicht ohne staatliches Zutun entstanden. 
Wie das Beispiel Deutschlands zeigt, hat der Staat in jüngerer Vergangenheit 
dezidiert die Entstehung von informellen Grauzonen des Tätigseins gefördert.

SILKE VAN DYK

1	 Fragestellung

In Zeiten wohlfahrtsstaatlichen, demografischen und fa-
milialen Wandels erleben wir derzeit eine Krise der sozia-
len Reproduktion (Jürgens 2010), im Zuge derer das sor-
gende Potenzial nicht entlohnter Arbeit jenseits familiärer 
Kontexte politisch an Bedeutung gewinnt. Dabei geht es 
nicht nur um entstehende Versorgungslücken durch den 
Rückbau oder die Unterfinanzierung wohlfahrtsstaatli-
cher Leistungen, sondern auch um neue Bedarfe, z. B. in 
der Kinderbetreuung und Altenpflege. Unter diesen Be-
dingungen gelte es, so der politische Tenor, die Familie 
und den Wohlfahrtsstaat durch Leistungen von „ ‚Wahl-
verwandtschaften‘ zu erweitern“, gewinne doch „in (spät-)
modernen Gesellschaften […] zivilgesellschaftlich geleis-
tete und geschlechtergerecht organisierte Subsidiarität an 
Bedeutung“ (BMFSFJ 2016 b, S. 53). In strukturschwachen 
Regionen seien zur Förderung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse ehrenamtliche „Kümmererstrukturen“ – mit 
Unterstützung des Bundesfreiwilligendienstes – auszu-
bauen (BMI et al. 2019, S. 22). Zu beobachten ist – so die 
Ausgangsdiagnose dieses Beitrags – eine Neuinterpre-
tation des Sozialstaatsgebots, die verstärkt auf informel-
le Hilfe-, Unterstützungs- und Verantwortungssysteme 
setzt. Gefragt ist dabei eine große Bandbreite von nicht 
regulär entlohnten Tätigkeiten (van Dyk 2018). Die Köl-

ner Freiwilligenagentur suchte beispielsweise im Herbst 
2019 Ehrenamtliche für folgende Aufgaben : „Betreuung 
und Begleitung von Heimkindern, Sprachkurse für Mi-
granten, Frühstückszubereitung in einem Backpacker-
Hostel, Grünanlagenpflege und Gerätewartung in einem 
Sportverein, Transport von Mittagessen zwischen ver-
schiedenen Kindertagesstätten, Kontakte und Besuche im 
Altenzentrum, Krankenhaus-Besuchsdienste“ (Pinl 2010), 
viele der Tätigkeiten sind verbunden mit Aufwandsent-
schädigungen.

Der vorliegende Beitrag nimmt die wachsende Bedeu-
tung von Engagement und Freiwilligenarbeit in zentralen 
Bereichen der sozialen Daseinsvorsorge und Infrastruk-
tur  1 in den Blick – eine Entwicklung, die als Sachverhalt 
weitgehend unstrittig ist, während ihre analytische Ein-
ordnung und Bewertung divergieren und eine systemati-
sche, bereichsübergreifende empirische Analyse aussteht. 

1	 Auch wenn weder soziale Daseinsvorsorge noch soziale 
Infrastruktur abschließend bestimmt sind und ihre 
Konkretisierung Gegenstand fortlaufender Kontroversen 
ist, können für die kommunale Ebene doch soziale und 
kulturelle Dienstleistungen, grundlegende technische und 
mobilitätsbezogene Infrastrukturen sowie der Brand- und 
Katastrophenschutz als Schnittmenge unterschiedlicher 
Konzeptualisierungen genannt werden (z. B. Steinführer 
2015, S. 6 f.). Vgl. ausführlicher zum Konzept der Daseins-
vorsorge den Beitrag von Boemke et al. in diesem Heft.

©
 W

S
I 

M
it

te
ilu

n
g

en
 2

0
2

1
D

ie
se

 D
at

ei
 u

n
d

 ih
r 

In
h

al
t 

si
n

d
 u

rh
eb

er
re

ch
tl

ic
h

 g
es

ch
ü

tz
t.

 N
ac

h
d

ru
ck

 u
n

d
 V

er
w

er
tu

n
g

 
(g

ew
er

b
lic

h
e 

V
er

vi
el

fä
lt

ig
u

n
g

, 
A

u
fn

ah
m

e 
in

 e
le

kt
ro

n
is

ch
e 

D
at

en
b

an
ke

n
, 

V
er

ö
ff

en
tl

ic
h

u
n

g
 

o
n

lin
e 

o
d

er
 o

ffl
in

e)
 s

in
d

 n
ic

h
t 

g
es

ta
tt

et
.



344

Aufsätze 

Wir analysieren diese Entwicklung als Neuverhandlung 
des Sozialen im Spannungsfeld von Staat, Markt und Zi-
vilgesellschaft, die eine Re-Justierung des Verhältnisses 
von Staat und Bürger*in bedingt und die – mit unter-
schiedlichen Akzentsetzungen – als „Aktivierung“ (Les-
senich 2008), „Responsibilisierung“ (Steinführer 2015), 
„neue Verantwortungsteilung“ (Deutscher Bundestag 
2002) und  – v. a. international – als „Co-Production in 
Public Services“ (Needham 2008) diskutiert worden ist. 
Im Zentrum des Beitrags stehen die Folgen dessen für 
die Organisation von (Freiwilligen-)Arbeit, die wir als 
Informalisierung fassen und analysieren :  2 Was geht vor 
sich, wenn eine erwerbsunfähige ehemalige Pflegekraft 
als Ehrenamtliche mit Aufwandsentschädigung Grund- 
und Behandlungspflege verrichtet, um das dürftige Haus-
haltseinkommen aufzustocken ? Was, wenn der verrentete 
Lehrer die Organisation der Stadtteilbibliothek über-
nimmt, nachdem der Vertrag mit der Bibliothekarin aus 
Kostengründen nicht verlängert wurde ? Was geschieht, 
wenn Freiwillige zu preiswerten Konkurrenten in den 
Grauzonen des Wohlfahrtsmarktes werden ? Was, wenn 
der Bundesfreiwilligendienst in den neuen Bundeslän-
dern zum Zweiten Arbeitsmarkt für Langzeitarbeitslose 
mutiert ?

Für die Untersuchung von Prozessen der Informalisie-
rung und die Beantwortung dieser Fragen ist es frucht-
bar, Erkenntnisse aus der – für die Länder des globalen 
Nordens – noch randständigen Forschung zu Informalität 
(vgl. etwa Mayer-Ahuja 2012) mit der auf Engagement 
und Freiwilligenarbeit bezogenen Forschung zusammen-
zuführen.  3 Derzeit entstehen, so die zentrale These des 
Beitrags, arbeitsrechtliche und arbeitsmarktpolitische 
Graubereiche im Spannungsfeld von Freiwilligen- und 
Erwerbsarbeit, die empirisch kaum untersucht sind und 
durch die Heroisierung der Engagierten als „near-sacred 
figure“ (Eliasoph 2013, S. 2) und „Alltagshelden“ (Deut-
scher Bundestag 2017, S. 393) entproblematisiert werden. 
Verbirgt sich in der „Black Box“ Engagement(politik) 
womöglich die Informalisierung von Beschäftigungsver-
hältnissen, die durch das Etikett des freiwilligen Enga-

gements aus dem Blickfeld kritischer Arbeitsforschung 
verschwinden ?

2	 Politischer Diskurs und lokale 
Praxis : Freiwilliges Engagement 
im Wohlfahrtsmix

Ehrenämter und karitative Hilfe haben eine lange Ge-
schichte, die bis ins Mittelalter zurückreicht und deren 
Rekonstruktion den Rahmen dieses Beitrags sprengen 
würde (vgl. etwa Sachße 2000). Wir konzentrieren uns 
im Folgenden auf die Entwicklungen im (west-)deutschen 
Wohlfahrtsstaat in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts, die sich in drei Konjunkturen vollzogen hat (vgl. 
auch van Dyk / ​Haubner 2019, S. 263 ff.).

2.1	 Drei diskursive und politische Konjunkturen 
der Adressierung von Engagement 
und Freiwilligenarbeit

Die erste dieser Konjunkturen stellt das Aufkommen der 
Neuen Sozialen Bewegungen in den 1970er und 1980er 
Jahren dar, durch die Normalitätsmuster des fordistisch-
keynesianischen Wohlfahrtsstaats in Frage gestellt wur-
den. Eine wachsende Zahl von Menschen wehrte sich 
gegen eine bürokratische, als entmündigend empfundene 
Expertenkultur und protestierte gegen ein Sicherheitsver-
sprechen, das an die Institutionalisierung von „Normal-
arbeitsverhältnis“, „Normalbiografie“ und heterosexuel-
ler „Normalfamilie“ gebunden war (Gross 1982 ; Héritier 
1982). In dieser politischen Tradition wurzeln wissen-
schaftliche Veröffentlichungen, die sich in den 1980er und 
frühen 1990er Jahren kritisch mit der staatlichen Einhe-
gung und Vereinnahmung von zivilgesellschaftlichen Ba-
sisstrukturen und Alternativprojekten auseinandersetzten 
(Müller / ​Rauschenbach 1992).

2	 Der Beitrag basiert auf dem von der Hans-Böckler-Stiftung 
geförderten Forschungsprojekt „Schattenökonomie oder 
neue Kultur des Helfens ? Engagement und Freiwilligen-
arbeit im Strukturwandel des Wohlfahrtsstaats“, das von 
2017 bis 2020 am Institut für Soziologie der Universität 
Jena angesiedelt war und gemeinsam von Silke van Dyk, 
Tine Haubner, Emma Dowling und Laura Boemke be-
arbeitet wurde. Neben Interviews mit 46 Engagierten und 
80 Expert*innen in jeweils zwei Mittelstädten und Land-
kreisen in Brandenburg und Baden-Württemberg wurde 
der bundesweite engagementpolitische Diskurs von 2011 
bis 2017 untersucht. Der thematisch kodierte Korpus der 
Diskursanalyse umfasst 1250 Dokumente von politischen 
Parteien, Regierungsvertreter*innen und Abgeordneten, 
Kirchen, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbänden, Freiwilli-
genorganisationen und Wissenschaftler*innen sowie Bei-

träge aus der regionalen und überregionalen Presse. Der 
vorliegende Beitrag rekurriert auf die Codes „Informalisie-
rung“, „Monetarisierung“, „Instrumentalisierung“ und „Eh-
renamtsmetaphern“. Ferner finden einschlägige Interviews 
mit Expert*innen Berücksichtigung. Alle in diesem Beitrag 
erwähnten Namen von Interviewten sind Pseudonyme, 
und auch die Erhebungsorte wurden anonymisiert.

3	 Informelle Arbeit wird in der Regel durch das definiert, was 
sie nicht ist (Komlosy et al. 2007), umfasst dementspre-
chend jegliche Arbeit, die nicht als formales Erwerbsver-
hältnis kategorisiert ist. Engagement und Freiwilligenarbeit 
wird gemeinhin als dritte informelle Säule neben unbe-
zahlter Haus- und Sorgearbeit und bezahlter Arbeit in der 
Schattenwirtschaft gefasst (Williams / ​Nadin 2012, S. 3 f). 
Zur Informalisierung im Pflegesektor vgl. Haubner (2019).
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In den 1980er Jahren nahm dann angesichts zuneh-
mender Arbeitslosigkeit und einer Politik der Frühver-
rentung ein neuer Debattenstrang Fahrt auf, der im Kon-
text der Diskussionen um das „Ende der Arbeit“ (Rifkin 
1995 ; Offe 1984) zu verorten ist. Nahm das Engagement 
während der ersten Konjunkturwelle noch die Rolle einer 
zivilgesellschaftlichen Gegenmacht „von unten“ ein, wech-
selte es nun seine Gestalt hin zu einem „Krisenabsorber“. 
Der seinerzeit diagnostizierte gesellschaftliche wie sub-
jektiv-biografische Bedeutungsverlust von Erwerbsarbeit 
ließ nicht-erwerbsförmige Aktivitäten als mögliche Alter-
nativen ins Zentrum der Aufmerksamkeit treten. Zivil-
gesellschaftliches Engagement stand nun in dem Ruf, die 
schrumpfende Aufnahmekapazität des Arbeitsmarktes zu 
kompensieren, gemeinnützige Betätigung für die aus der 
Industrie freigesetzten Arbeitslosen zu bieten sowie den 
früh in den Ruhestand Entlassenen eine sinnvolle Beschäf-
tigungsalternative zu bieten. Vor diesem Hintergrund 
vermischten sich die zuvor dominierenden demokratie-
theoretischen Implikationen der Zivilgesellschaftsdebatte 
zunehmend mit Überlegungen zur Lösung der Krise der 
Erwerbsgesellschaft. Indem Engagement strikt als Auf-
fangbecken jenseits der Erwerbsarbeit konzipiert und als 
Säule einer „Neuen Tätigkeitsgesellschaft“ (Rudolph 2001, 
S. 24) begriffen wurde, spielten Rückwirkungen auf die Er-
werbssphäre bzw. die potenzielle Erwerbsähnlichkeit von 
Engagement (noch) keine größere Rolle.

Ab Ende der 1990er Jahre fand mit der dritten Kon-
junkturwelle eine weitere Neubestimmung zivilgesell-
schaftlicher Aktivitäten statt ; sie lief darauf hinaus, die-
se Aktivitäten nun weniger als Hort der Beschäftigung 
Nicht-Erwerbstätiger, sondern vielmehr als ertragrei-
che ökonomische Ressource zu betrachten (vgl. kritisch 
Dahme / ​Wohlfahrt 2009 ; affirmativ Nitschke 2005). In 
einer empirischen Studie zum Zusammenspiel von ge-
sellschaftlichem Diskurs und staatlicher Engagementpoli-
tik rekonstruiert Daniela Neumann eine Entwicklung in 
diesem Zeitraum hin zu „Freiwilligkeit als gesellschaft-
liche Produktivitätsressource“ (Neumann 2016, S. 137), 
mit der eine „Aufwertung der helfenden und karitativen 
Formen des freiwilligen Engagements zulasten ihrer de-
mokratischen Protest- und Kritikfunktion“ (ebd., S. 442) 
einhergehe. Eingebettet ist diese Entwicklung in den sich 
seit Ende der 1990er Jahre vollziehenden Aufstieg des „ak-
tivierenden Sozialstaats“ (Lessenich 2008), der die Logik 
seiner sozialpolitischen Interventionen umstellt : weg vom 
fürsorglichen Schutz seiner Bürger*innen vor den Risi-
ken der Marktexistenz, hin zu deren Empowerment für 
die eigenständige Nutzung ihrer Marktchancen (Kocy-
ba 2004). Das wissenschaftliche und politische Interesse 
an Engagement und Freiwilligenarbeit richtet sich dabei 
ganz im Sinne der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik zum 
einen auf die „Brückenfunktion bürgerschaftlichen En-
gagements“ (Stecker 2004, S. 51), d. h. auf seine beschäfti-
gungsfördernden Effekte und damit auf die Frage der Em-
ployability der Engagierten (vgl. z. B. Strauß 2009). Zum 

anderen erscheinen zahlreiche Analysen, die sich der Be-
deutung von Freiwilligenarbeit im (neuen) „Wohlfahrts-
mix“ widmen (Evers / ​Olk 1996 ; Klie / ​Roß 2005). Mit Blick 
auf die Herausforderungen sozialer Daseinsvorsorge in 
Zeiten des demografischen und familialen Wandels wird 
das Engagement nun vor allem auf kommunaler Ebene 
als zukunftsweisender und sozialintegrativer Wohlfahrts-
faktor im Sinne einer „vorbeugenden“ Sozialpolitik adres-
siert, zeigt sich doch, dass – trotz erheblicher regionaler 
Unterschiede – insbesondere die „kommunale Infrastruk-
tur […] auf Verschleiß [fährt]“ (Gornig et al. 2015, S. 1023).

Tatsächlich hat sich seit den ausgehenden 1990er 
Jahren nicht nur die Nachfrage nach unentgeltlicher Da-
seinsvorsorge verändert, sondern es wird im Zuge von 
Individualisierungs- und Emanzipationsprozessen auch 
auf der „Angebotsseite“ ein „Strukturwandel des Ehren-
amts“ diagnostiziert, im Zuge dessen sich die Motive und 
bevorzugten Einsatzformen der freiwillig Engagierten ge-
wandelt haben (Braun 2001) : Statt langjähriger Vereins-
mitgliedschaft auf der Basis eines traditionell veranker-
ten christlich-humanistischen Altruismus werden nun 
kurzfristige, zu den jeweiligen biografischen Lebens- und 
Erwerbsphasen passende Einsätze bevorzugt. Die Bedeu-
tung „der lockeren, eher informellen Organisationsfor-
men“ (BMFSFJ 2005, S. 205) steigt dementsprechend seit 
den späten 1990er Jahren an, und die stetig zunehmende 
Zahl an Stiftungen, Vereinen, Bürgerinitiativen und Frei-
willigenagenturen gilt als Indiz einer sich kontinuierlich 
diversifizierenden Engagementstruktur. Der Struktur-
wandel des Ehrenamts und die zunehmende ökonomische 
Bedeutung des Engagements stehen dabei in einem Kor-
respondenzverhältnis : Die gewandelten gesellschaftlichen 
Ansprüche an zivilgesellschaftliches Engagement und die 
gesteigerte Nachfrage machen aus Sicht politischer Ver-
antwortungsträger eine neue symbolische und materielle 
Anreizstruktur und Förderpolitik erforderlich. Das klassi-
sche, verbindliche Ehrenamt sei zudem, so die an Einfluss 
gewinnende Diagnose, nicht länger unbezahlt zu haben 
(Braun 2001, S. 101 ; Rauschenbach et al. 1992).

2.2	 Der Staat als Treiber  
der Freiwilligengesellschaft der Gegenwart

Im Kontext des wohlfahrtsstaatlichen, arbeitsgesellschaft-
lichen, familialen und demografischen Wandels erweist 
sich der Staat in dreifacher Hinsicht als Treiber der Frei-
willigengesellschaft : erstens in diskursiver und program-
matischer Hinsicht durch die moralische Aufwertung 
ehrenamtlichen Engagements, zweitens durch (materielle) 
Förderprogramme und Policy-Instrumente, die den Aus-
bau ehrenamtlicher Arbeit zum Ziel haben, sowie drittens 
durch eine Politik des Unterlassens.

Was erstens die Aufrufe zum Engagement betrifft, 
durchzieht eine Diktion vom Engagement als Bürger-
pflicht einschlägige Verlautbarungen seit Anfang der 
2000er Jahre : „Unter dem Stichwort einer neuen Verant-



346

Aufsätze 

wortungsteilung wird in der Bürgergesellschaft mehr bür-
gerschaftliche Verantwortung von den Bürgerinnen und 
Bürgern erwartet – ohne dass dies vom Staat erzwungen 
wird. […] Formen der Selbstverpflichtung werden umso 
notwendiger, je stärker sich der Staat von geltenden Re-
gelungsansprüchen zurückzieht und Aufgaben, die nicht 
staatlich geregelt werden müssen, bürgerschaftlichen Ak-
teuren überantwortet.“ (Deutscher Bundestag 2002, S. 33) 
Ähnlich auch der Tenor im Ersten Engagementbericht, der 
eine „neue Verantwortungsteilung zwischen Staat, Gesell-
schaft und Wirtschaft“ einfordert (Deutscher Bundestag 
2012, S. 194). Die Rede von Engagement und Freiwilligen-
arbeit als „sozialer Kitt“ (Robert Bosch Stiftung 2016, S. 3) 
und „Rückgrat des Gemeinwesens“ (MSGIV 2013, S. 3) 
findet sich gleichermaßen in politischen, wohlfahrtsver-
bandlichen, kirchlichen und medialen Beiträgen. In der 
jüngeren Vergangenheit sind vermehrt aber auch kritische 
Töne bezüglich eines instrumentellen Zugriffs auf frei-
williges Engagement zu vernehmen : Selbst in der Enga-
gementstrategie des zuständigen Ministeriums (BMFSFJ 
2016 a, S. 5) wird eine Neuausrichtung der Engagement-
politik ankündigt, die darin bestehe, diese „strikt in dem 
Bewusstsein voranzutreiben, dass bürgerschaftliches 
Engagement niemals vom Staat zur Aufrechterhaltung 
öffentlicher Leistungen instrumentalisiert werden darf “. 
Inwiefern eine für staatliche Instrumentalisierung sensib-
le Programmatik tatsächlich wirkmächtig werden kann, 
hängt jedoch von den strukturellen Rahmenbedingungen 
ab, die es im Folgenden zu beleuchten gilt.

Parallel zur (diskurs-)politischen Akzentuierung von 
Engagement und Freiwilligenarbeit durch die Enquete-
Kommission „Zukunft des bürgerschaftlichen Engage-
ments“ (1999), die Nationale Engagementstrategie (2010) 
sowie symbolische Würdigungen in Gestalt von Preisen 
und Engagementkampagnen  4 sind zweitens auch in ma-
terieller Hinsicht zahlreiche Engagementförderungen 
verabschiedet worden, vom Bundesmodellprogramm 
Mehrgenerationenhäuser über die Förderung von Paten-
schaften im Programm „Menschen stärken Menschen“ bis 
hin zum Förderprogramm „Engagierte Stadt“; die meisten 
Förderprogramme sind allerdings befristet und projekt-
bezogen angelegt und erschweren, so Kritiker*innen (vgl. 
etwa Spangenberg 2014, S. 2), die langfristige Etablierung 
nachhaltiger (auch hauptamtlich getragener) Strukturen. 
2011 wurde mit der Gründung des Bundesfreiwilligen-
dienstes (BFD) zudem ein den vormaligen Zivildienst 
ablösendes und stark verdienstlichtes Engagement mit 
monetärer Aufwandsentschädigung geschaffen, das erst-
mals auch Erwachsenen, die älter als 27 Jahre sind, offen 
steht.  5 Mit dem Ehrenamtsstärkungsgesetz von 2013 wur-
den die Ehrenamts- und Übungsleiterpauschale  6, über 
die freiwilliges Engagement in verschiedenen Bereichen 
aufwandsentschädigt werden kann, von 500 auf 720 € 
(Ehrenamtspauschale) bzw. von 2100 auf 2400 € (Übungs-
leiterpauschale) im Jahr angehoben, 2020 erfolgte eine 
weitere Anhebung auf 840 bzw. 3000 €. Ein zentrales 

Feld der Engagementförderung mit Vorreiterfunktion 
ist ferner das Feld der Pflege, in dem es darum geht, das 
„informelle Helferpotenzial“ (Blüher / ​Stosberg 2005) En-
gagierter durch (sozial-)rechtliche und monetäre Förde-
rung gezielt auszubauen (vgl. den Beitrag von Haubner in 
diesem Heft).

In anderen Bereichen wirken drittens sozialstaatliche 
Kürzungen, ausbleibende Budgetanpassungen sowie die 
selektive wohlfahrtsstaatliche Bearbeitung neuer Bedarfe 
als Engagement-Treiber. Freiwillige engagieren sich, wenn 
das örtliche Schwimmbad aus Kostengründen geschlossen 
werden soll, führen Bibliotheken weiter, nachdem die pro-
fessionellen Fachkräfte entlassen worden sind (van Dyk / ​
Haubner 2019, S. 269), und die Tafeln springen dort ein, 
wo immer mehr Menschen durch staatliche Sicherungs-
netze fallen (vgl. kritisch Selke 2009 sowie den Beitrag von 
Kessl / ​Schoneville in diesem Heft). In diesen Fällen haben 
wir es mit der Aktivierung von Freiwilligenarbeit durch 
eine staatliche Politik des Unterlassens – des Kürzens und 
Schließens, aber auch des mangelhaften Ausbaus – zu tun, 
die besonders in strukturschwachen Regionen zu beob-
achten ist. In einer repräsentativen Befragung des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ 2014, S. 14) geben fast 60 % der Befragten an, mit 
ihrem Engagement lokale Missstände beheben zu wollen.

2.3	 Konsequenzen dieser Politik auf kommunaler 
Ebene und zentrale Forschungslücken

Betrachten wir die drei Ebenen – die moralische Anru-
fung und Würdigung, die materielle Förderung sowie die 
Politik des Unterlassens – in ihrem Zusammenspiel, dann 
wird eine Diskrepanz zwischen den zuletzt kritischeren 
Stimmen im Engagementdiskurs und der konkreten Pra-
xis offensichtlich : Elaborierte Verlautbarungen zum Ei-
gensinn und Eigenwert von Engagement und den Gefah-
ren der Monetarisierung stehen der faktischen Indienst-
nahme von Engagement auf kommunaler Ebene gegen-
über, denn hier müssen die bundes- und landespolitisch 
etablierten Rechtsansprüche (z. B. auf einen Kitaplatz oder 
Ganztagsbetreuung in der Schule) umgesetzt und freiwil-
lige Aufgaben der Daseinsvorsorge (z. B. Schwimmbäder, 
Spielplätze, Altenhilfe) unter zunehmend knapperen Bud-

4	 http://www.du-bist-unersetzlich.de

5	 https://www.bundesfreiwilligendienst.de   
Kritisch zur Verdienstlichung : Jakob (2012).

6	 Anspruchsberechtigt für die Übungsleiterpauschale sind 
nebenberufliche Ausbildungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder 
Betreuer sowie Menschen, die im künstlerischen Bereich 
oder in der Pflege gemeinnützig tätig sind. Die Ehrenamts-
pauschale kann für jede Art von Tätigkeit für gemeinnüt-
zige Vereine, kirchliche oder öffentliche Einrichtungen in 
Anspruch genommen werden, z. B. für eine Tätigkeit als 
Schatzmeister oder Gerätewartin.

http://www.du-bist-unersetzlich.de
https://www.bundesfreiwilligendienst.de
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gets realisiert werden. Die Kommunen als „Täter“ der 
instrumentellen Indienstnahme sind ein wiederkehren-
des Motiv in den Dokumenten, die wir in unserem For-
schungsprojekt (siehe Fußnote 2) analysiert haben. Dass 
diese Rolle einer Zwangslage entspringt, die auf höherer 
Ebene politisch zu verantworten ist, wird vor allem von 
gewerkschaftlicher Seite mit dem Argument problemati-
siert, die Gemeinden würden „vor dem Hintergrund ihrer 
wachsenden finanziellen Notlage konsequenterweise eine 
Ausweitung der Freiwilligendienste [fordern], um auch 
zukünftig ihre Aufgaben erfüllen zu können“ (Karger / ​
Klenter 2015).

Die kritischen Stimmen im bundespolitischen En-
gagementdiskurs erweisen sich vor diesem Hintergrund 
als zahnlos : Sie werden zum einen durch fortgesetzte in
strumentelle Verlautbarungen, v. a. im Kontext der Flücht-
lingshilfe und der Daseinsvorsorge in strukturschwachen 
ländlichen Räumen, konterkariert (z. B. Deutscher Bun-
destag 2017, S. 218 ; BMI et al. 2019), gilt die „Inwertsetzung 
des zivilgesellschaftlichen Engagements“ (Butzin / ​Gärtner 
2017, S. 513) doch gerade in der Regionalentwicklung vie-
len Akteur*innen und Autor*innen weiterhin als Königs-
weg. Zum anderen bleiben die strukturellen Bedingungen 
des Rückgriffs auf freiwillige Arbeit unterbelichtet und 
sozialpolitisch unbearbeitet. Auf diese Problematik wei-
sen viele der von uns interviewten Expert*innen hin. Der 
Leiter der Diakonie im brandenburgischen Landkreis B 
erklärt beispielsweise, dass die Finanzierung der (vor Ort 
von der Diakonie betriebenen) Mehrgenerationenhäuser 
trotz steigender Wohn-, Lohn- und Energiekosten in den 
vergangenen Jahren nicht angepasst worden sei : „Wir be-
kommen den gleichen Sockelbetrag, also muss man mit 
Ehrenamt und sonstigen auffangen.“ (Achim Dittmer, 
Z. 577 f.) Zu beobachten ist auf kommunaler Ebene zu-
dem eine „Selbstfunktionalisierung der Zivilgesellschaft“ 
(Roth 2015, S. 6), die dadurch forciert wird, dass die (zivil-
gesellschaftliche) Arbeit angesichts der prekären Finanz-
lage vieler Vereine und Initiativen auf solche förderfähi-
gen Leistungen ausgerichtet wird, durch die Zwecke der 
Daseinsvorsorge verfolgt werden sollen (FES 2012, S. 27). 
Ähnlich äußert sich Petra Brenner, Professorin für Soziale 
Arbeit (mit Schwerpunkt Bürgerschaftliches Engagement) 
an der örtlichen Hochschule im baden-württembergi-
schen C : „Weil hier ist es ja immer so in Baden-Württem-
berg : Daten, Zahlen, Fakten : Was kann ich sparen, wenn 
ich die älteren Menschen in der Häuslichkeit behalte und 
nicht in die stationäre Unterbringung bringe ? Was spart 
das dem Landrat ? So, und wenn man solche Zahlen hat 
bei uns, dann ist man König.“ (Z. 120 ff.)

Trotz der zunehmenden rhetorischen Warnungen 
vor einem instrumentellen Zugriff auf Freiwilligenarbeit 
bleiben diese Entwicklungen unausgeleuchtet ; der Enga-
gementdiskurs ist stattdessen geprägt von einer Sakrali-
sierung der Engagierten, verbunden mit einer Rahmung 
ihres Einsatzes als unbezahlbarem „Liebes- und Gemein-
wohldienst“, wobei der gemeinnützige Charakter in der 

Regel der Definition von freiwilligem Engagement bereits 
inhärent ist – also vorausgesetzt wird (United Nations 
1999, S. 2 ; Deutscher Bundestag 2002, S. 24 f.). So heißt es 
über das Engagement, es habe „emphatische Qualitäten, 
die nicht käuflich sind und von den in enge Arbeitsplä-
ne eingebundenen Hauptamtlichen nicht geleistet werden 
können“ (Perabo 2013, S. 12). Diese Affirmation bleibt in 
der Debatte um den Wert freiwilligen Engagements weit-
gehend unhinterfragt, obwohl Geschlechterforscher*in-
nen seit geraumer Zeit betonen, dass im Bereich unbe-
zahlter Arbeit eine „Mythologisierung bei gleichzeitiger 
Entwertung“ (Thiessen 2020) der Tätigkeiten zu beobach-
ten sei.

Die affirmative Rahmung hat für die kritische Analy-
se von Freiwilligenarbeit Konsequenzen auf zwei Ebenen : 
Zum einen fehlt es an einer Schärfung von Konzepten für 
die Analyse der politischen Ökonomie von Freiwilligen-
arbeit, so insbesondere der für die Abgrenzung von Frei-
willigen- und Lohnarbeit zentralen Konzepte der Arbeits-
marktneutralität und der „Zusätzlichkeit“ des Engage-
ments. Wie im Folgenden zu zeigen sein wird, durchzieht 
hier die widersprüchliche Gleichzeitigkeit der Betonung 
von Freiwilligkeit und Zusätzlichkeit sowie der Betonung 
von (Mit-)Verantwortung und Ergänzung der Daseinsvor-
sorge den Diskurs, ohne dass das darin angelegte Span-
nungsverhältnis thematisiert wird. Zum anderen sind 
empirische Forschungslücken zu konstatieren, die explizit 
mit der emphatischen Qualität und dem angeblich unbe-
zahlbaren – und deshalb nicht messbaren – Charakter der 
freiwilligen Hilfe begründet werden (vgl. etwa Geue 2017, 
S. 2) : Normative Vorstellungen von Engagement („es soll 
nicht ökonomisiert werden“) verhindern hier die empiri-
sche Analyse der real existierenden politischen Ökonomie 
von Freiwilligenarbeit. Während Engagementquoten und 
Engagementmotive regelmäßig im Deutschen Freiwilli-
gensurvey erhoben werden, ist die Indienstnahme von En-
gagement für Aufgaben der sozialen Daseinsvorsorge em-
pirisches Niemandsland. In einer Studie der Bertelsmann 
Stiftung zur Indienstnahme wird diese Forschungslücke 
zwar identifiziert, aber zugleich legitimiert, um dann das 
Forschungsinteresse ganz auf die subjektiven Wahrneh-
mungen der Engagierten auszurichten : „Bis dato gibt es 
jedoch kaum abgesicherte Erkenntnisse dazu, in welchem 
Ausmaß eine solche ‚Indienstnahme‘ tatsächlich statt-
findet […]. Kein Wunder, denn die objektive Erfassung 
von ‚Indienstnahme‘ in der vielfältigen Zivilgesellschaft 
würde einen enormen Aufwand darstellen.“ (Schneider 
2017) Statt sich dieses Unterfangens anzunehmen – wo-
rauf wir mit unserer Forschung zielen –, heißt es weiter : 
„Nützlicher scheint es, die engagierten Menschen in den 
Mittelpunkt zu stellen und sich der Frage anzunähern, 
welche Auswirkungen vermutete oder wahrgenommene 
Indienstnahmen auf die Motivation und das Verhalten der 
Engagierten haben.“ (ebd.)

Die staatliche Indienstnahme von freiwilligem Enga-
gement für Aufgaben der sozialen Daseinsvorsorge und 
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Infrastruktur erzeugt aber jenseits ihrer subjektiven Deu-
tung problematische materielle Effekte auf unterschiedli-
chen Ebenen (vgl. im Überblick van Dyk / ​Haubner 2019).  7 
Schon früh wurden im US-amerikanischen Diskurs zen-
trale Dimensionen von „voluntary failure“ (Salamon 1987) 
identifiziert, die dann auftreten, wenn Freiwillige für le-
bensnotwendige kulturelle und soziale Dienstleistungen 
verantwortlich sind : Als „philanthropic insufficiency“, 
„philantropic particularism“, „philantropic paternalism“ 
und „philantropic amateurism“ (ebd., S. 39 ff.) werden 
Probleme der mangelnden Flächendeckung von Ange-
boten, der partikularistischen Ausrichtung an Prioritäten 
der Freiwilligen, des Paternalismus karitativer Hilfe bei 
Ermangelung sozialer Rechte sowie der fehlenden Pro-
fessionalität der Dienstleistungen problematisiert. Darü-
ber hinausgehend können die arbeits(markt)bezogenen 
Auswirkungen von Engagement und Freiwilligenarbeit 
und die möglichen informalisierenden Effekte ihrer För-
derung als zentrales Forschungsdesiderat gelten ; dies be-
trifft insbesondere die entstehenden Graubereiche von 
Tätigkeiten im Spannungsfeld von Freiwilligenarbeit und 
Erwerbsarbeit, für die Prozesse der Monetarisierung, In-
stitutionalisierung und Semi-Professionalisierung von 
Engagement ebenso bedeutsam sind wie der Rückgriff 
auf Freiwilligenarbeit als arbeitsmarktpolitisches Instru-
ment.  8 Franz-Xaver Kaufmann sprach im Blick auf frei-
willige, nicht regulär entlohnte Tätigkeiten bereits Ende 
der 1990er Jahre von der „sozialpolitische[n] Entdeckung 
des informellen Sektors“ (zit. n. Dammert 2009, S. 65) und 
markierte dabei einen zentralen Punkt : dass Informalität 
und (sozial-)staatliche Aktivität nicht in einem Ausschlie-
ßungsverhältnis zueinander stehen, sondern dass Infor-
malität staatlicherseits gezielt erzeugt werden kann – und 
dies paradoxerweise gerade durch Prozesse der Formali-
sierung und Institutionalisierung. Informalität ist, dieser 
Perspektive folgend, nicht das Resultat von Regelungslü-
cken oder wild wuchernden Schattenökonomien (die zu-
dem gerne im globalen Süden verortet werden), sondern 
auch das Ergebnis „(extra-)legaler Regulierung“ (Mayer-
Ahuja 2012, S. 292), wie wir sie in zentralen Bereichen der 
engagementbezogenen bzw. für freiwilliges Engagement 
relevanten Politik finden.

3	 Informalisierung im Spannungsfeld 
von Freiwilligen- und Erwerbsarbeit

Die Thematik der Informalisierung bleibt im engage-
mentpolitischen Diskurs ein Randthema, das nur von 
wenigen Akteuren aufgegriffen wird. Die Frage, ob es sich 
bei konkreten Formen des Engagements um ein „Schein-
ehrenamt“ (Ver.di 2015) handelt, durch das professionelle 
Erwerbsarbeit in der öffentlichen Infrastruktur und Da-
seinsvorsorge substituiert wird, wird am deutlichsten von 
gewerkschaftlicher Seite,  9 der Linkspartei, der Grünen 
Jugend und wenigen kritischen Wissenschaftler*innen 
adressiert. Hinweise auf Prozesse der Informalisierung 
durch Freiwilligenarbeit finden sich jedoch auch in vie-
len anderen Dokumenten – wobei dies nicht selten mit 
der Affirmation eben dieser Entwicklung verbunden ist. 
Diese Diskrepanz der Bewertung zeigt sich zum Beispiel, 
wenn das, was die einen als Informalisierung von Arbeit 
problematisieren, von anderen als Wettbewerbsvorteil 
ausgewiesen wird : „Aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
von Organisationen und Verbänden sind die geringeren 
Kosten für bezahlte ‚Ehrenamtliche‘ und ‚freiwillig Enga-
gierte‘ im Vergleich zu sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten interessant. So erhöhen etwa bezahlte Ehren-
amtliche die Wettbewerbsfähigkeit von freigemeinnüt-
zigen Trägern in bestimmen Märkten.“ (Klie / ​Stemmer 
2011, S. 82)

Es lassen sich drei Informalisierungsmotoren rekon
struieren : Erster Motor ist die bereits erwähnte Aus-
weitung von Rechten bzw. Rechtsansprüchen (z. B. in 
der Pflege oder Kinderbetreuung) ohne entsprechenden 
Ausbau der Infrastrukturen, sodass die Expansion des 
Wohlfahrtsstaats nicht vollumfänglich über die Schaffung 
regulärer Beschäftigungsverhältnisse organisiert wird. 
Als zweiter Motor erweist sich die Arbeitsmarktpolitik, 
insbesondere durch die Neureglung der Zuverdienstmög-
lichkeiten für Bezieher*innen von Arbeitslosengeld II so-
wie durch den Rückbau von Instrumenten zur Förderung 
eines Zweiten Arbeitsmarktes in strukturschwachen Räu-
men (Knuth 2017). Die Zuverdienstmöglichkeiten wurden 

7	 Von dieser Kritik ist unberührt, dass es vielfältiges Enga-
gement gibt, auf das die hier diskutierten Problematiken 
der Indienstnahme und Informalisierung kaum zutreffen. 
Engagement und Freiwilligenarbeit können vielmehr 
wichtige Freiräume schaffen, um Formen der alltäglichen 
Solidarität und Unterstützung jenseits von Privathaushalt, 
Markt und Staat zu erproben und Alternativen zu stärken – 
dieses Potenzial soll mit der vorliegenden Problemati-
sierung keineswegs in Abrede gestellt werden, ganz im 
Gegenteil : Es wird gestärkt, wenn alternative Projekte und 
zivilgesellschaftliche Initiativen nicht den Großteil ihrer 
Ideen und Ressourcen für die Aufrechterhaltung basaler, 
teilhabesichernder Aufgaben der sozialen Daseinsvorsorge 
und Infrastruktur „aufbrauchen“.

8	Z war wird insbesondere die Monetarisierung von Freiwilli-
genarbeit hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die besonde-
re Qualität des Engagements kritisch diskutiert (vgl. etwa 
Hartnuß / ​Schwalb 2016), sie wird jedoch bislang kaum in 
den Kontext arbeitsgesellschaftlicher Prekarisierung und 
Informalisierung gestellt. Unreflektiert bleibt oft auch, dass 
die Zunahme des Fachkräftemangels in jüngerer Zeit die 
Nachfrage nach semi-professionellen, nicht erwerbsförmi-
gen Tätigkeiten steigert.

9	 Allerdings konzentrieren sich gewerkschaftliche Stellung-
nahmen nahezu ausschließlich auf den Bundesfreiwilligen-
dienst, während andere Engagementfelder – insbesondere 
das Pflegeengagement – so gut wie keine Rolle spielen.
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zum 1. 1. 2012 von 60 € Selbstbehalt substanziell auf zu-
nächst 175 € und inzwischen 200 € monatlich angehoben. 
Das entspricht dem maximalen Betrag der Übungsleiter-
pauschale von 2400 € im Jahr, die ebenso wie die Ehren-
amtspauschale eine Einnahme aus nebenberuflicher Tä-
tigkeit nach § 11 Abs. 3 Nr. 1 SGB II darstellt, weshalb sie 
nicht als Einkommen zu berücksichtigen ist ; Zuverdienste 
durch kommerzielle Jobs sind demgegenüber nicht steu-
erfrei und auf 100 € brutto monatlich begrenzt. Als dritter 
Motor erweist sich – vor allem im Pflegebereich, aber auch 
in der Kinderbetreuung und Sozialen Arbeit – der Fach-
kräftemangel, der über Prozesse der Monetarisierung und 
Semi-Professionalisierung diverse Assistenz- und Hilfsbe-
rufsschöpfungen nach sich zieht – von „Alltagshelfer*in-
nen“ über „Kümmerer“ bis hin zu „Pflegebegleiter*innen“ 
(Haubner 2017).

Prozesse der Informalisierung können in drei Schrit-
ten erschlossen werden : Erstens in Bezug auf die Frage der 
Arbeitsmarktneutralität, d. h. der Zusätzlichkeit des Enga-
gements und der potenziellen Substitution regulärer Be-
schäftigung ; zweitens in Bezug auf die Employability der 
Engagierten, womit die Übergänge von Engagement- und 
Arbeitsmarktpolitik adressiert sind. Als Effekt dieser Ent-
wicklungen tritt dann drittens der Graubereich zwischen 
Freiwilligenarbeit und regulärer Beschäftigung in den 
Blick.

3.1	 Arbeitsmarktneutralität  
und Zusätzlichkeit des Engagements

Weil es für bürgerschaftliches Engagement bislang keine 
Legaldefinition gibt und weil die Kriterien der Arbeits-
marktneutralität und Zusätzlichkeit rechtlich noch deu-
tungsoffen sind, erweisen sich diese Konzepte als wenig 
hilfreich, wenn es um die Regulierung des Verhältnisses 
von Freiwilligenarbeit und Erwerbsarbeit geht – mit der 
Folge, dass sie in der Praxis sehr flexibel ausgelegt werden 
(vgl. am Beispiel von Rettungsdiensten Brombach 2018). 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund drängt angesichts des-
sen auf eine Präzisierung des abstrakten Rechtsbegriffs 
der Arbeitsmarktneutralität sowie die Kontrolle der Ein-
haltung des präzisierten Konzepts (Karger / ​Klenter 2015). 
Eine solche Kontrolle wird durch die zeitliche Dimension 
der realen Prozesse zusätzlich erschwert : Am einfachsten 
zu überprüfen wäre das klassische „Job-Killing-Argu-
ment“, das auf solche Fälle zielt, in denen ehemals regu-
läre Stellen direkt in ehrenamtliche Tätigkeiten überführt 
werden, wobei Studien zeigen, dass eine solche aktive 
Umwandlung empirisch kaum vorkommt (BMFSFJ 2015, 
S. 136). Häufiger anzutreffen ist ein weniger unmittelbarer 
Zusammenhang, nämlich dort, wo öffentliche Leistungen 
gekürzt oder reguläre Stellen eingespart werden und dann 
ex post Ehrenamtliche selbsttätig die entstandenen Lücken 
mit ihrem Engagement schließen. In der Literatur werden 
diese beiden Prozesse unter Bezugnahme auf die freiwil-
lige Entscheidung der Engagierten häufig entkoppelt, wo-

durch die zeitlich nachgelagerte Substitution de-themati-
siert wird (Klein 2015, S. 12).

Noch schwieriger zu kontrollieren sind solche Kon-
stellationen, in denen der Einsatz Engagierter dazu führt, 
dass keine neuen regulären Stellen geschaffen werden 
(müssen) – wo es also um eine hypothetische Zukunft 
geht (vgl. kritisch Kiontke 2010). Faktisch dürfte es kaum 
möglich sein, „ehrenamtliches Engagement in einer Ein-
richtung so zu konzipieren, dass auch die Möglichkeit 
der Schaffung neuer Arbeitsplätze unangetastet bleibt“ 
(BMFSFJ 2015, S. 36). Ein gewissermaßen „pragmatischer“ 
Umgang mit dem Kriterium der Zusätzlichkeit findet sich 
schließlich bei vielen Wohlfahrtsverbänden. So definiert 
die Arbeiterwohlfahrt (AWO) solche Tätigkeiten als zu-
sätzlich, die „sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder 
nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würden“ 
(AWO Bundesverband 2014, S. 86). In dieser Lesart würde 
jedes Engagement das Zusätzlichkeitskriterium erfüllen, 
das die entstehenden Lücken schließt, wenn qualifizierte 
Fachkräfte nicht (mehr) beschäftigt werden (können) ; das 
gilt ebenso für jedes Engagement in der sozialen Daseins-
vorsorge, wenn staatlicherseits keine Mittel für professio-
nelle Kräfte zur Verfügung gestellt werden.

Die beschriebenen Unschärfen sind einem grund-
sätzlichen Dilemma von Freiwilligenarbeit geschuldet : So 
soll diese einerseits „zusätzlich“ sein und keine reguläre 
Erwerbsarbeit substituieren, andererseits wird sie aber als 
produktive Ressource adressiert, die zur Entlastung von 
Hauptamtlichen und zur Ergänzung öffentlicher Daseins-
vorsorge beitragen soll. Zusätzlichkeit und Entlastung 
stehen aber in einem grundsätzlichen Spannungsverhält-
nis zueinander, wie eine vom zuständigen Bundesminis-
terium in Auftrag gegebene Studie resümiert : „Wirklich 
zusätzliche ehrenamtliche Arbeitsbereiche können die 
Hauptamtlichen bei ihrer Tätigkeit nicht entlasten und 
umgekehrt ist ehrenamtliches Engagement, das Haupt-
amtliche entlastet, nicht wirklich zusätzlich. Unsere Er-
gebnisse können also auch so interpretiert werden, dass 
einer Entlastung der Hauptamtlichen gegenüber einer 
Herstellung oder Wahrung der Zusätzlichkeit deutlich der 
Vorrang gegeben wird.“ (BMFSFJ 2015, S. 245) Die Priori-
sierung der Entlastungsfunktion hat auch zur Folge, dass 
die Aufgabenbereiche von Beschäftigten und Freiwilligen 
in den konkreten Einsatzkontexten oft nicht systematisch 
unterschieden werden.

3.2	 Employability –  
Arbeitsmarkt- und Engagementpolitik

In der Praxis zeichnen sich gleichermaßen eine zuneh-
mend Engagement-tolerante Arbeitsmarktpolitik sowie 
eine arbeitsmarktorientierte Engagementpolitik ab – und 
damit eine zunehmende Diffusion zwischen Engagement- 
und Arbeitsmarktpolitik. Hier geht es um die Employabili-
ty von jungen Menschen und Langzeitarbeitslosen, die in 
Engagementkontexten als Orten (in-)formellen Lernens 
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gestärkt werden soll ; Arbeitslose dürfen nach einer Neu-
regelung auch mehr als 15 Stunden wöchentlich engagiert 
sein, wenn dadurch ihre Rückkehr auf den ersten Arbeits-
markt nicht behindert wird.  10 Gerade in strukturschwa-
chen Regionen kompensieren institutionalisierte Engage-
mentformen das Fehlen einschlägiger arbeitsmarktpoliti-
scher Instrumente : „In den östlichen Bundesländern weist 
der für alle Generationen offene Bundesfreiwilligendienst 
eine überproportionale Nachfrage von Erwachsenen im 
erwerbsfähigen Alter auf. Der Bundesfreiwilligendienst 
ist zwar ausdrücklich kein arbeitsmarktpolitisches Ins-
trument und darf auch nicht als solches missbräuchlich 
in Anspruch genommen werden. Gleichwohl hat aber die 
Einführung des Bundesfreiwilligendienstes einen Man-
gel an geeigneten arbeitsmarktpolitischen Instrumenten 
offenbart.“ (Ökumenische Tagung 2013)  11 In diesem Zu-
sammenhang ist die Kooperation von Jobcentern und 
Mehrgenerationenhäusern in den Aktionsprogrammen 
MGH 2012 und 2017 interessant  12, geht es hier doch auf 
Betreiben des BMFSFJ darum, die Mehrgenerationenhäu-
ser nicht nur zu Orten des Engagements, sondern auch 
zu arbeitsmarktpolitischen Einrichtungen zu machen. 
Dieses Ziel spielt auch im Berichtsauftrag der Bundesre-
gierung für den Ersten Engagementbericht eine zentra-
le Rolle : „Mit der Bundesagentur für Arbeit wurde eine 
Kooperationsvereinbarung abgeschlossen, um so u. a. die 
beschäftigungspolitische Bedeutung der durch freiwilliges 
Engagement erworbenen sozialen Kompetenzen sowie 
fachlichen und beschäftigungsfördernden Fertigkeiten zu 
stärken.“ (Deutscher Bundestag 2012, S. 9 f.) Das Netzwerk 
Bürgerschaftliches Engagement begrüßt diese Entwick-
lung und plädiert für neue Formen „einer Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik, die auf Basis freiwilliger Be-
teiligung Tätigkeiten im gemeinnützigen Bereich als Orte 
des Kompetenzgewinns nutzt und mit guter Fortbildung 
für Bedarfe der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
fortentwickelt“ (Klein 2014, S. 2). Dass genau diese flie-
ßenden Übergänge von Engagement- und Arbeitsmarkt-
politik einen neuen Graubereich mehr oder weniger (in-)
formeller Tätigkeiten im Spannungsfeld von Freiwilligen-
arbeit und Erwerbsarbeit schaffen, wird dabei mehrheit-
lich nicht thematisiert. Insgesamt ist augenfällig, dass die 
angebliche Funktion des Engagements als Brücke in den 
ersten Arbeitsmarkt der Legitimierung von Grauberei-
chen dient, obwohl es dazu kaum empirische Evidenz gibt.

3.3	 Graubereiche – fließende Übergänge 
zwischen Erwerbsarbeit und Engagement

Die zuvor erörterten Informalisierungsmotoren lassen 
keinen Zweifel daran, dass der Gesetzgeber die Entstehung 
von Graubereichen im Spannungsfeld von Freiwilligen- 
und Erwerbsarbeit dezidiert gefördert hat (Jakob 2012). 
Deutlich wird auch, dass eine Monetarisierung von Enga-
gement vor allem dort zu beobachten ist, wo Freiwillige 
Aufgaben der sozialen Daseinsvorsorge übernehmen, für 

die ein hohes Maß an Verbindlichkeit gefordert wird – der 
systematischen Unzuverlässigkeit der freiwilligen Betäti-
gung (deren Freiwilligkeit normalerweise als Wesen des 
Engagements gepriesen wird) soll durch Geldzahlungen 
entgegengewirkt werden : „Beispiele sind kommunale Eh-
renämter, das Engagement in der freiwilligen Feuerwehr, 
den Rettungsdiensten, in der Nachmittagsbetreuung an 
der Ganztagsschule oder in der Pflege. Die Zahlung von 
Geld stabilisiert in diesem Zusammenhang die verlässli-
che Erbringung dieser Leistungen.“ (Deutscher Bundestag 
2017, S. 94) Zugleich weist die Förderung dieser Graube-
reiche eine Klassenspezifik auf, sollen für die (neuen) Auf-
gaben doch solche Bevölkerungsgruppen aktiviert wer-
den, die im mittelschichtsaffinen Engagement randstän-
dig sind und für die die Geldzahlungen eine substanzielle 
Aufstockung des Haushaltseinkommens darstellen. Die 
Monetarisierung wird häufig als Win-Win-Konstellation 
propagiert, die gleichermaßen Verbindlichkeit und soziale 
Absicherung für sozial Schwache schafft. So wird der Bun-
desfreiwilligendienst für Freiwillige Ü27 solchen Älteren 
„mit geringem Renteneinkommen“ in den neuen Bundes-
ländern als „besonderes Format der Zuverdienstmöglich-
keit“ (BaS 2013, S. 2) nahegelegt ; in der Bundestagsdebatte 
zum Ehrenamtsstärkungsgesetz pries der CDU-Abgeord-
nete Frank Steffel die Übungsleiter- und Ehrenamtspau-
schale als einzigartige Möglichkeit für Hartz-IV-Empfän-
ger*innen, Geld hinzuzuverdienen (Deutscher Bundestag 
2013, S. 27 347).

Neben der Monetarisierung und Verdienstlichung von 
Engagement im Bundesfreiwilligendienst und der sub-
stanziellen Förderung von bezahltem „Pflegeehrenamt“ 
spielen für das Verhältnis von Erwerbsarbeit und Engage-
ment vor allem die entstehenden Graubereiche durch eine 
zunehmende Kombination von regulärer (bezahlter) und 
freiwilliger (unbezahlter) Arbeit eine zentrale Rolle. Tat-
sächlich sind unterschiedliche Engagementfelder wie Pfle-
ge / ​Gesundheit, Sport und Kultur von dieser Kombination 
betroffen : „Dort ist es vielerorts üblich geworden, die 
Übungsleiterpauschale mit einem Mini-Job zu kombinie-
ren, was dem ‚Engagierten‘ 650 EUR im Monat einbringt 
(200 EUR Übungsleiterpauschale + 450 EUR). Ein Deal 
mit Vorteilen : Der ‚Engagierte‘ verdient 650 EUR ohne 

10	 https://www.bundestag.de/resource/blob/595258/​
3989d813c2d43a466d90de7f0a7256ca/WD-6-137-18-pdf-
data.pdf  (letzter Zugriff : 10. 06. 2021).

11	 Obwohl diese Entwicklung hinlänglich bekannt ist und 
eine Studie schon 2013 ergeben hat, dass in den neuen 
Bundesländern erstaunliche 73 % der über 27-jährigen Frei-
willigen (langzeit-)arbeitslose ALG-II-Bezieher*innen waren 
(Beller / ​Haß 2013, S. 58 f.), sind danach keine Daten mehr 
erhoben worden.

12	 https://www.mehrgenerationenhaeuser.de/meldungen/
neues-aus-dem-programm/details/news/kooperationsver​
einbarung  (letzter Zugriff : 11. 02. 2020).
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Abgaben und Steuerabzüge, sein Verein oder Verband 
spart Sozialversicherungsbeiträge und das reguläre Ge-
halt, dass [sic] der Beschäftigte (denn das ist er in Wahr-
heit) eigentlich bekommen müsste.“ (Embacher 2015, 
S. 2) Man kann von einer doppelten Erosion tradierter 
Grenzziehungen zwischen regulärer Erwerbsarbeit und 
Engagement sprechen, die sich durch die Diffusion des 
Engagements in den Erwerbsbereich hinein (Stichworte 
„Substitution“ und „Employability“) einerseits sowie die 
zunehmende Prekarisierung von Erwerbsarbeit anderer-
seits auszeichnet.

Insbesondere die Wohlfahrtsverbände – oftmals Trä-
ger von Einrichtungen, die auf monetarisierte Tätigkeiten 
zurückgreifen – akzentuieren die entstehenden Grau-
bereiche positiv : Es gelte anzuerkennen, „dass sich auf 
dem Feld des bürgerschaftlichen Engagements plurale 
Formen entwickelt haben und sich weiterentwickeln, die 
weder mit unbezahlten Ehrenamt / ​Freiwilligem Enga-
gement noch mit einer Erwerbstätigkeit gleichgesetzt 
werden können.“ (Caritasverband 2009, S. 10) Mit ähnli-
chem Tenor unterstreicht die Diakonie Württemberg die 
Vorteile der neuen Formenvielfalt : „Immer öfter wird im 
Freiwilligen Engagement auch eine Chance gesehen, sich 
beruflich zu orientieren (v. a. Jugendfreiwilligendienste) 
oder den beruflichen Wiedereinstieg nach Familienpha-
se oder Arbeitslosigkeit zu erleichtern.“ (Diakonisches 
Werk Württemberg 2016, S. 11) Auch würden „monetäre 
Anerkennungsformen die Attraktivität des Engagements, 
speziell für besonders verantwortungsvolle, zeitintensive 
oder als ‚schwierig‘ eingeschätzte Tätigkeiten, zusätzlich 
erhöhen“ (ebd., S. 17). Dass genau diese Kriterien für das 
Unterlaufen von Arbeitsmarktneutralität sprechen, spielt 
in diesem Zusammenhang keine Rolle ; so auch dort nicht, 
wo als Kriterium für Geldzahlungen solche Engagement-
felder vorgeschlagen werden, „wo sich Bürger eigens für 
eine Tätigkeit qualifizieren und nach einem Dienstplan 
verlässlich eingesetzt werden“ (Berlin-Institut 2015, S. 52).

3.4	 Symbolpolitik – zur Re-Etikettierung 
von freiwilligem Engagement

In zahlreichen Dokumenten ist eine Verschleierung von 
Informalisierung durch eine Re-Etikettierung monetari-
sierten Engagements als „Nebenberufliche Tätigkeitsfor-
men“ oder „bürgerschaftliche Tätigkeit“ zu beobachten. 
Hier geht es eher darum, den Bereich des freiwilligen 
Engagements semantisch frei von den prekären, mone-
tarisierten Tätigkeitsformen zu halten, weniger darum, 
diese tatsächlich zu überwinden bzw. zu regulieren. So 
rät der Paritätische Wohlfahrtsverband : „Nur von Ehren-
amt reden, wenn es echtes Ehrenamt ist, und die anderen 
Formen von Unterstützung nutzen, aber nicht vermi-
schen. […] Ich denke, gerade ältere Menschen, die von 
ihrer Rente allein kaum leben können, können sich mit 
400-Euro-Jobs sehr hilfreich betätigen und sich den Le-
bensunterhalt aufbessern.“ (Paritätischer Rundbrief 2014, 

S. 9) In der Landesengagementstrategie Baden-Württem-
bergs heißt es, getragen vom Impetus, dass Monetarisie-
rung nicht den Kern bürgerschaftlicher Unterstützungs-
formen entwerten dürfe : „Auf Stundenbasis vergütete 
Dienstleistungen in Pflegekontexten (Care) sind weder 
als freiwillige noch als ehrenamtliche oder bürgerschaft-
liche Tätigkeit zu bezeichnen. Sie sind wertvolle Formen 
nebenberuflicher, gemeinwohlorientierter Tätigkeit […]. 
Insofern wird empfohlen […] eine neue Semantik zu ent-
wickeln, die so dann in eine Überarbeitung der Pflege und 
Engagement Betreuungsangeboteverordnung mündet.“ 
(Ministerium für Soziales und Integration 2014, S. 42 f.) 
Die Diakonie Württemberg verteidigt die im Blick auf 
Informalisierungsprozesse besonders problematische 
Kombination aus Minijob und Übungsleiterpauschale 
mit den Worten : „Die betreffenden Mitarbeitenden […] 
dürfen konsequenterweise auch nicht als ‚freiwillig En-
gagierte‘ bezeichnet werden. Diakonische Einrichtungen 
und Dienste sollten transparente Regelungen haben und 
nicht den Eindruck erwecken, zur Ausdehnung prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse beizutragen.“ (Diakonie 2016, 
S. 14) Diesem Eindruck wird aber nicht materiell, sondern 
symbolpolitisch entgegengetreten.

3.5	 Die Problematisierung von Graubereichen – 
Diskurs und Praxis

Entgegen dieser entproblematisierenden Haltung von 
Wohlfahrtsverbänden auf Bundes- und Landesebene er-
weisen sich die von uns interviewten Vertreter*innen 
von Wohlfahrtsverbänden in lokalen Kontexten als Kri-
tiker*innen staatlich verantworteter Graubereiche. Dass 
es hier um die Ausbeutung von Freiwilligenarbeit geht, 
wird immer wieder hervorgehoben ; eine Vertreterin der 
Caritas moniert : „Diese Gesetzesänderung im Pflegege-
setz ist, finde ich, auch für mich so ein klassisches Beispiel. 
Warum sollen das Freiwillige machen ? Warum sagt man 
nicht, da setze ich dann immer eine vernünftige, also eine 
hauptamtliche Kraft drauf ? […] Das ist für mich schon 
irgendwie ein Sparmodell.” (Susanne Pluhm, Caritas Frei-
willigenzentrum, Z. 1052 ff.) Die Ehrenamtskoordinatorin 
der Volkssolidarität Brandenburg lenkt den Blick auf die 
Summen, die alltäglich durch die Arbeit Engagierter ein-
gespart werden : „Also, wir kommen in ganz schöne Mil-
lionenbereiche dabei ! Und, also, das wären ja alles Tätig-
keiten zum Teil, die wir wirklich auch hauptamtlich, oder 
Leute machen müssten, wenn sie das Ehrenamt nicht tun 
würden. Und da rechnen wir ja immer aus, wie viel da so 
zusammenkommt, wo wir dann auch sagen, das ist eine 
Wertschöpfung, die der Staat ja auch daraus hat.“ (Barbara 
Lang, Z. 783 ff.) Zugleich werden die engen Spielräume auf 
lokaler Ebene ersichtlich, bleibt den örtlichen Wohlfahrts-
verbänden oft doch kaum eine andere Wahl, als auf die 
Arbeit Ehrenamtlicher zurückzugreifen. Der Leiter der 
Diakonie im baden-württembergischen C problematisiert 
seine eigene Rolle : „Und Ehrenamtliche, ja. Also wir ma-
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chen das mit, weil wir weniger Zuschüsse bekommen. […] 
Wir nutzen die Menschen aus. Das ist ganz klar. Weil die 
leisten professionelle Arbeit. Hospizbegleitung. Haben Sie 
schon mal bei einem Sterbenden am Bett gesessen ? Der 
gestunken hat vielleicht oder der sauer war, weil er ster-
ben musste, oder. Können Sie sich diese seelische Belas-
tung vorstellen ? Machen Ehrenamtliche bei uns […]. Ich 
schäme mich dafür, dass ich das mitmache, ganz ehrlich.“ 
(Heinz Hägele, Z. 434 ff.)

4	 Fazit

Es konnte gezeigt werden, dass die weit verbreitete Sakra-
lisierung von Engagement sowie die mehrheitlich unge-
prüfte Unterstellung seiner Gemeinwohlorientierung und 
emphatischen Qualität den Blick darauf verstellt, dass die 
gegenwärtige Engagementpolitik und -praxis problemati-
sche Effekte erzeugt, die als Informalisierung von Arbeit 
beschrieben werden können. Prozesse der Informalisie-
rung vollziehen sich dabei nicht jenseits (wohlfahrts-)
staatlicher Steuerung, ganz im Gegenteil : Der Gesetzgeber 
hat dezidiert die Entstehung von Graubereichen im Span-
nungsfeld von Freiwilligen- und Erwerbsarbeit gefördert. 
Als Informalisierungsmotoren wirken Rechtsansprüche 
(v. a. in der Kinderbetreuung und Pflege), deren Umset-
zung materiell nicht abgesichert ist, die Neuregelung von 
Zuverdienstmöglichkeiten durch Engagement für ALG-
II-Bezieher*innen sowie die durch den Fachkräftemangel 
und die abnehmende Verbindlichkeit von Engagierten be-
förderten Prozesse der Monetarisierung und Semi-Profes-
sionalisierung. Eingebettet in eine Politik sozialpolitischer 
Aktivierung sowie die zunehmende Deregulierung und 
Prekarisierung von Erwerbsarbeit kann von einer dop-
pelten Erosion tradierter Grenzziehungen zwischen Er-
werbsarbeit und Engagement gesprochen werden, die sich 
durch die Diffusion des Engagements in den Erwerbsbe-
reich hinein (Stichworte „Substitution“ und „Employabi-
lity“) einerseits sowie die zunehmende Prekarität von Er-
werbsarbeit – zumal im Bereich sozialer Dienstleistungen 
(Staab 2014 ; Bahl 2014) – andererseits auszeichnet. Diese 
Dynamiken stehen in einem auffälligen Spannungsver-
hältnis zum bundespolitischen Engagementdiskurs, der 
in der jüngeren Vergangenheit verstärkt den Eigensinn 
des Engagements hervorhebt und einen rein instrumen-
tellen Zugriff auf die Arbeit von Freiwilligen problemati-
siert ; diese Problematisierung in Gestalt einer „Mahnung“ 
(„freiwilliges Engagement darf nicht zum Lückenbüßer 
werden“) bleibt jedoch so lange zahnlos, wie die struktu-
rellen Bedingungen der Indienstnahme und Informalisie-
rung nicht adressiert werden. Hinzu kommt, dass politi-
sche wie wissenschaftliche Akteure die Gleichzeitigkeit 
von Zusätzlichkeit und (die Daseinsvorsorge) ergänzen-

der Funktion des Engagements betonen, ohne das darin 
angelegte Spannungsverhältnis zu thematisieren.

Für die hier diskutierten Problemfelder wird deutlich, 
dass Engagement- und Erwerbsarbeitspolitik nicht (mehr) 
komplett getrennt voneinander verhandelt werden kön-
nen, entziehen sich doch die entstehenden Graubereiche 
den klassischen Zuordnungen. Gerade weil der Gesetz-
geber die Ausweitung dieser Grauzonen auf unterschied-
lichen Ebenen befördert, ist es von zentraler Bedeutung, 
dass Gewerkschaften Freiwilligenarbeit und Engagement-
politik zu genuinen Feldern gewerkschaftlicher Interes-
senpolitik machen. Bislang ein Randthema, konzentrieren 
sie sich derzeit ausschließlich auf die Jugendfreiwilligen-
dienste und den Bundesfreiwilligendienst ; hier fordern sie 
Verbesserungen wie die Schaffung eines adäquaten Kün-
digungsschutzes oder die Stärkung der Mitbestimmungs-
rechte der betrieblichen Interessenvertretungen beim 
Einsatz von Freiwilligendienstleistenden (Karger / ​Klenter 
2015). Da Fragen der Informalisierung aber das freiwillige 
Engagement in seiner ganzen Bandbreite betreffen (und 
insbesondere im Feld des sogenannten „Pflegeehrenamts“ 
zentral sind) und da Freiwilligenarbeit als Ressource in 
der sozialen Daseinsvorsorge und Infrastruktur insgesamt 
an Bedeutung gewinnt, sollte es dringend größere gewerk-
schaftspolitische Beachtung finden. Konkrete Ansatz-
punkte können die bis heute unterbestimmten Prinzipien 
der Arbeitsmarktneutralität und Zusätzlichkeit sein, aber 
es stellen sich auch neue Fragen und Herausforderungen 
der Interessenvertretung.

Die Analyse des Engagement-Diskurses seit 2011 of-
fenbart, dass Fragen der Interessenvertretung und Organi-
sierung Engagierter bis heute so gut wie keine Rolle spie-
len : „Das Ergebnis der fehlenden Freiwilligenlobby kann 
sich aus Sicht der Arbeitgeber sehen lassen : Sie können 
mit ihren unbezahlten Mitarbeitern rigider verfahren als 
mit ihren bezahlten. Freiwillige können ohne Angabe von 
Gründen von ihren Aufgaben entbunden werden. Sie ha-
ben kein Recht auf ordentliche Einweisung in ihre Aufga-
ben, Mitbestimmung bei der Auswahl, auf Weiterbildung, 
Zeugnis, es gibt keine festgelegten Normen zu Beschäfti-
gung und Entlassung. In Betriebsräten oder Personalver-
sammlungen sind sie nicht vorgesehen.“ (Schulte-Döing
haus / ​von Vieregge 2014, S. 6) Wir haben es mit einem 
Feld zu tun, in dem bislang mehrheitlich Expert*innen 
und Hauptamtliche in Verbandshierarchien – also quasi 
die „Arbeitgeber“ – über die Anliegen von Engagierten 
und Freiwilligen sprechen. Dies zu ändern ist ein wesent-
licher Schritt, um Probleme und Dynamiken von Freiwil-
ligenarbeit nicht vorschnell durch eine Politik des Lobens 
„von oben“ („Die Freiwilligen sind Engel ! Alltagshelden !“) 
zu de-thematisieren. ■
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